
Tenor

1. Die Republik Malta hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus
Art. 11 der Richtlinie 96/59/EG des Rates vom 16. September
1996 über die Beseitigung polychlorierter Biphenyle und polychlo-
rierter Terphenyle (PCB/PCT) in Verbindung mit Art. 54 der Akte
über die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, der
Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der
Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der
Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Re-
publik und die Anpassungen der die Europäische Union begründen-
den Verträge verstoßen, dass sie die nach Art. 11 erforderlichen
Pläne und Grundzüge einer Regelung nicht mitgeteilt hat.

2. Die Republik Malta trägt die Kosten.

(1) ABl. C 56 vom 10.3.2007.

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 6. Dezember
2007 — Kommission der Europäischen Gemeinschaften/

Ferriere Nord SpA

(Rechtssache C-516/06 P) (1)

(Rechtsmittel — Wettbewerb — Entscheidung der
Kommission — Geldbuße — Vollstreckung — Verordnung
[EWG] Nr. 2988/74 — Verjährung — Beschwerende Maß-

nahme — Unzulässigkeit)

(2008/C 22/24)

Verfahrenssprache: Italienisch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelführerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten (Prozessbevollmächtigte: V. Di Bucci und F. Amato)

Andere Verfahrensbeteiligte: Ferriere Nord SpA (Prozessbevoll-
mächtigte: W. Viscardini und G. Donà)

Gegenstand

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz
(Erste Kammer) vom 27. September 2006 in der Rechtssache
T-153/04 (Ferriere Nord SpA/Kommission), mit dem das
Gericht die mit Schreiben vom 5. Februar 2004 und Fax vom
13. April 2004 bekannt gegebenen Entscheidungen der Kom-
mission über den noch ausstehenden Betrag der mit der Ent-
scheidung 89/515/EWG der Kommission vom 2. August 1989
betreffend ein Verfahren nach Artikel 85 EWG-Vertrag (Sache
IV/31.553 — Betonstahlmatten) gegen die Ferriere Nord SpA
verhängten Geldbuße für nichtig erklärt hat

Tenor

1. Das Urteil des Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemein-
schaften vom 27. September 2006, Ferriere Nord/Kommission
(T-153/04), wird aufgehoben.

2. Die Klage der Ferriere Nord SpA auf Nichtigerklärung der mit
Schreiben vom 5. Februar 2004 und Fax vom 13. April 2004
bekannt gegebenen Entscheidungen der Kommission der Europä-
ischen Gemeinschaften über den noch ausstehenden Betrag der mit
der Entscheidung 89/515/EWG der Kommission vom 2. August
1989 betreffend ein Verfahren nach Artikel 85 EWG-Vertrag
(Sache IV/31.553 — Betonstahlmatten) gegen die Ferriere Nord
SpA verhängten Geldbuße ist unzulässig.

3. Die Ferriere Nord SpA trägt die Kosten beider Rechtszüge.

(1) ABl. C 42 vom 24.2.2007.

Urteil des Gerichtshofs (Sechste Kammer) vom 29. No-
vember 2007 — Kommission der Europäischen

Gemeinschaften/Königreich Spanien

(Rechtssache C-6/07) (1)

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie
2002/74/EG — Schutz der Arbeitnehmer — Zahlungs-

unfähigkeit des Arbeitgebers)

(2008/C 22/25)

Verfahrenssprache: Spanisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: J. Enegren und R. Vidal Puig)

Beklagter: Königreich Spanien (Prozessbevollmächtigter: F. Díez
Moreno)

Gegenstand

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Nicht fristgerechter
Erlass der Vorschriften, die erforderlich sind, um der Richtlinie
2002/74/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
23. September 2002 zur Änderung der Richtlinie 80/987/EWG
des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über den Schutz der Arbeitnehmer bei Zahlungsunfähig-
keit des Arbeitgebers (ABl. L 270, S. 10) nachzukommen
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Tenor

1. Das Königreich Spanien hat dadurch gegen seine Verpflichtungen
aus der Richtlinie 2002/74/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 23. September 2002 zur Änderung der Richtlinie
80/987/EWG des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften
der Mitgliedstaaten über den Schutz der Arbeitnehmer bei Zah-
lungsunfähigkeit des Arbeitgebers verstoßen, dass es nicht alle
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um die-
ser Richtlinie nachzukommen, fristgerecht erlassen hat.

2. Das Königreich Spanien trägt die Kosten.

(1) ABl. C 56 vom 10.3.2007.

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 29. No-
vember 2007 — Kommission der Europäischen

Gemeinschaften/Großherzogtum Luxemburg

(Rechtssache C-34/07) (1)

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie
2003/109/EG — Langfristig aufenthaltsberechtigte Dritt-

staatsangehörigen — Nicht fristgerechte Umsetzung)

(2008/C 22/26)

Verfahrenssprache: Französisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: M. Condou-Durande)

Beklagter: Großherzogtum Luxemburg (Prozessbevollmächtigter:
C. Schiltz)

Gegenstand

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Nicht fristgerechter
Erlass der Vorschriften, die erforderlich sind, um der Richtlinie
2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend
die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten Dritt-
staatsangehörigen (ABl. 2004, L 16, S. 44) nachzukommen

Tenor

1. Das Großherzogtum Luxemburg hat dadurch gegen seine Verpflich-
tungen aus der Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom
25. November 2003 betreffend die Rechtsstellung der langfristig
aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen verstoßen, dass es
die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um
dieser Richtlinie nachzukommen, nicht fristgerecht erlassen hat.

2. Das Großherzogtum Luxemburg trägt die Kosten.

(1) ABl. C 69 vom 24.3.2007.

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 6. Dezember
2007 — Kommission der Europäischen Gemeinschaften/

Großherzogtum Luxemburg

(Rechtssache C-57/07) (1)

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie
2003/86/EG — Recht auf Familienzusammenführung —

Keine fristgerechte Umsetzung)

(2008/C 22/27)

Verfahrenssprache: Französisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: M. Condou-Durande)

Beklagter: Großherzogtum Luxemburg (Prozessbevollmächtigter:
C. Schiltz)

Gegenstand

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Nicht fristgerechter
Erlass der Vorschriften, die erforderlich sind, um der Richtlinie
2003/86/EG des Rates vom 22. September 2003 betreffend das
Recht auf Familienzusammenführung (ABl. L 251, S. 12) nach-
zukommen.

Tenor

1. Das Großherzogtum Luxemburg hat dadurch gegen seine Verpflich-
tungen aus der Richtlinie 2003/86/EG des Rates vom 22. Septem-
ber 2003 betreffend das Recht auf Familienzusammenführung ver-
stoßen, dass es die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erfor-
derlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen, nicht innerhalb
der vorgeschriebenen Frist erlassen hat.

2. Das Großherzogtum Luxemburg trägt die Kosten.

(1) ABl. C 95 vom 28.4.2007.
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